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Liebe Mandanten,

August, high season in der Touristik (wie hier zum Beispiel die Zeche Zollverein), low season in vielen anderen Branchen. Zu welcher Gruppe Sie auch immer 
gehören, wir sind für Sie da und stehen Ihnen mit Rat und Tat zur Seite. (Auch wenn Sie noch nicht wissen sollten, wohin Ihr Urlaub Sie führen wird.)
Gute Erholung	 Ihr Team Schild u. Partner

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG



1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 

als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat; bei Dau-

erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat; bei Vierteljahreszahlern mit 
Dauerfristverlängerung für das vorange-
gangene Kalendervierteljahr.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 
Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnach-

weise. Diese müssen dann bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.8.2015) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erle-
digt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin 
an den Beauftragten übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fällig-
keit auf einen Montag oder auf einen Tag 
nach Feiertagen fällt.

Termine August 2015
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 10.8.2015	 13.8.2015	 7.8.2015
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10.8.2015	 13.8.2015	 7.8.2015

Gewerbesteuer	 17.8.2015	 20.8.2015	 14.8.2015

Grundsteuer	 17.8.2015	 20.8.2015	 14.8.2015

Sozialversicherung5	 27.8.2015	 entfällt	 entfällt

1	 Umsatzsteuervoranmeldungen und 
Lohnsteueranmeldungen müssen 
grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste 
Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis 
der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 
dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

  

2	 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beach-
ten, dass die Zahlung erst drei Tage nach 
Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine 
Einzugsermächtigung erteilt werden.

3	 Für den abgelaufenen Monat.
4	 Für den abgelaufenen Monat, bei Dau-

erfristverlängerung für den vorletzten 
Monat.

5	 Die Fälligkeitsregelungen der Sozial-
versicherungsbeiträge sind einheitlich 
auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. 
Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheit-
licher Abgabetermin für die Beitrags-
nachweise. Diese müssen bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
24.9.2015) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Beson-
derheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Termine September 2015
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen Steuern fällig werden:

Steuerart	 Fälligkeit	                            Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
			   Überweisung1	 Scheck2 

Lohnsteuer, Kirchensteuer,	 10.9.2015	 14.9.2015	 7.9.2015
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragssteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommenssteuer,	 10.9.2015	 14.9.2015	 7.9.2015
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftssteuer	 10.9.2015	 14.9.2015	 7.9.2015
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer4	 10.9.2015	 14.9.2015	 7.9.2015

Sozialversicherung5	 28.9.2015	 entfällt	 entfällt

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf ent-
fallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüt-
tung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen
Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 

Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn
• für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
• die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,
• der Schuldner die Leistung verweigert,
• besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße 
	 seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 

Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres.

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.1.2013:

*Im Geschäftsverkehr, d. h. bei allen Geschäften zwischen Unternehmen, die seit dem 29.7.2014 geschlossen wurden (und 
bei bereits zuvor bestehenden Dauerschuldverhältnissen, wenn die Gegenleistung nach dem 30.6.2016 erbracht wird), gelten 
neue Regelungen.

Die wichtigsten Regelungen im Überblick:
•	 Vertragliche Vereinbarung von ZAHLUNGSFRISTEN ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentli-

chen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.
•	 Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.
•	 Erhöhung des VERZUGSZINSSATZES von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.
•	 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach 

Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.
•	 MAHNUNG ist ENTBEHRLICH: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen 

Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug 
verantwortlich ist.

•	 Einführung eines PAUSCHALEN SCHADENERSATZANSPRUCHS in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne 
Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz 
externer Beitreibungskosten).

•	 ABNAHME- oder ÜBERPRÜFUNGSVERFAHREN hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch 
maximal 30 Tage dauern.

Zeitraum	 Basiszinssatz	 Verzugszinssatz	 Verzugszinssatz für Rechtsgeschäfte 	 	
			   ohne Verbraucherbeteiligung

1.1. bis 30.06.2013	 -0,13 %	 4,87 %	 7,87 %

1.7. bis 31.12.2013	 -0,38 %	 4,62 %	 7,62 %

1.1. bis 30.06.2014	 -0,63 %	 4,37 %	 7,37 %

1.7. bis 28.07.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 7,27 %

29.7. bis 31.12.2014	 -0,73 %	 4,27 %	 8,27 %

1.1. bis 30.06.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*

1.7. bis 31.12.2015	 - 0,83 %	 4,17 %	 8,17 %*
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[Thema: Einkommensteuer]

Ärzte dürfen für Honorarrückforderungen der Krankenkassen Rückstellungen bilden
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) dürfen Rückstellungen für ungewisse Verpflichtungen aus öffent-

lichem Recht nur dann gebildet werden, wenn sie am Bilanzstichtag hinreichend inhaltlich und zeitlich konkretisiert sind. 
Die Konkretisierung kann unmittelbar durch gesetzliche Vorschriften oder durch eine behördliche Entscheidung erfolgen. Die 
Wirtschaftlichkeit der Verordnungsweise von Ärzten wird durch gemeinsame Prüfgremien untersucht. In einem mehrstufigen 
Verfahren wird untersucht, ob die Abweichung von den Richtgrößen durch Praxisbesonderheiten gerechtfertigt ist.

Die zuständige Kassenärztliche Vereinigung hatte beanstandet, dass eine Gemeinschaftspraxis von Ärzten die maßgeblichen 
Richtgrößen für die Verordnung von Arznei- und Heilmitteln in mehreren Quartalen erheblich überschritten hatte. Sie leitete 
deshalb Überprüfungsverfahren ein. In ihren Bilanzen bildeten die Ärzte daraufhin gewinnmindernde Rückstellungen wegen 
der vorauszusehenden Festsetzung von Regressen. Dagegen sahen Finanzverwaltung und Finanzgericht keinen Nachweis für 
das Bestehen von ungewissen Verbindlichkeiten.

Der BFH gab den Ärzten Recht. Aufgrund der Vorgaben im Sozialgesetzbuch muss bei solchen Überschreitungen mit Rückzah-
lungen gerechnet werden. Deshalb ist die Bildung einer Rückstellung in Ordnung.

[Thema: Einkommensteuer]

Auflösungsverlust aus GmbH-Beteiligung erst im Jahr des Feststehens 
	 nachträglicher Anschaffungskosten abzugsfähig
Zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehört auch der Gewinn oder Verlust, den ein wesentlich beteiligter Gesellschafter aus 

der Auflösung einer Kapitalgesellschaft erzielt. Die Einkünfte errechnen sich aus dem gemeinen Wert des dem Gesellschafter 
bei der Auflösung zugeteilten oder zurückgezahlten Vermögens abzüglich der Anschaffungs- und Veräußerungskosten. Ein 
Gewinn ist in dem Jahr zu versteuern, in dem das auf die Beteiligung entfallende Gesellschaftsvermögen verteilt wurde. Ein 
Verlust kann in dem Jahr geltend gemacht werden, in dem mit einer wesentlichen Änderung des bereits feststehenden Ver-
lusts nicht mehr zu rechnen ist, spätestens aber im Jahr der Löschung der Gesellschaft im Handelsregister.

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall geriet eine GmbH im Jahr 2010 in Insolvenz. Der zu 50 % beteiligte Gesell-
schafter hatte eine Bürgschaft für Verbindlichkeiten der GmbH gegenüber einer Bank übernommen, die ihm 2010 mitteilte, 
dass sie ihn in Höhe von 1,3 Mio. € als Bürgen in Anspruch nehmen würde. Diesen Betrag machte der Gesellschafter als 
nachträgliche Anschaffungskosten auf die GmbHBeteiligung geltend und wollte den Auflösungsverlust in seiner Einkom-
mensteuererklärung 2010 absetzen. Im Jahr 2011 einigte er sich mit der Bank endgültig auf einen Bürgschaftsbetrag von 
60.000 €, den er auch sofort bezahlte.

Das Gericht entschied, dass der Verlust erst mit Abschluss der Bürgschaftsverhandlungen mit der Bank im Jahre 2011 festge-
standen hatte und somit der Auflösungsverlust erst in dem Jahr steuerlich zu berücksichtigen war.
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[Thema: Einkommensteuer]

Nachweis von krankheitsbedingten Aufwendungen
Die Zwangsläufigkeit von krankheitsbedingten Aufwendungen für Arznei-, 

Heil- und Hilfsmittel ist durch eine Verordnung eines Arztes oder Heilprak-
tikers nachzuweisen. Für die in der Einkommensteuerdurchführungsverord-
nung geregelten Katalogfälle ist der Nachweis der Zwangsläufigkeit durch 
ein vor Beginn der Heilmaßnahme oder dem Erwerb des medizinischen 
Hilfsmittels ausgestelltes amtsärztliches Gutachten oder eine vorherige 
ärztliche Bescheinigung eines medizinischen Dienstes der Krankenversiche-
rung zu führen.

Eltern machten einen Eigenanteil für die Heimunterbringung ihres an ADHS 
erkrankten Kindes als außergewöhnliche Belastungen geltend. Das Finanz-
amt erkannte außergewöhnliche Belastungen unter Abzug einer Haushalts-
ersparnis an. Gegen den Abzug der Haushaltsersparnis wehrten sich die 
Eltern.

Der Bundesfinanzhof entschied, dass die Anerkennung von außergewöhnli-
chen Belastungen im Falle von psychotherapeutischen Behandlungen und 
der medizinisch erforderlichen auswärtigen Unterbringung eines an einer 
Behinderung leidenden Kindes des Steuerpflichtigen voraussetzt, dass die 
normierten Nachweise erbracht werden. Diese Nachweise können nicht 
durch andere Unterlagen ersetzt werden, sodass der Abzug der Haushalts-
ersparnis gerechtfertigt war.

[Thema: Einkommensteuer]

Bilanzierungspflicht einer ausländischen Personengesellschaft führt auch 
	 für einen inländischen Beteiligten zur Gewinnermittlung nach Bilanzierungsgrundsätzen
Der im Inland ansässige Gesellschafter einer englischen Partnership kann seinen Gewinn aus der Beteiligung nicht nach den 

Grundsätzen für Überschusseinkünfte ermitteln, wenn die Gesellschaft selbst in England bilanzierungspflichtig ist. Ist die im 
Ausland ansässige Gesellschaft bilanzierungspflichtig, hat auch der im Inland ansässige Beteiligte seinen Gewinnanteil nach 
Bilanzierungsgrundsätzen zu ermitteln. Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden.

Dem Urteil lag der Fall einer in London ansässigen Personengesellschaft (Partnership) zu Grunde. Die Gesellschaft war bilanzie-
rungspflichtig. Sie hatte Gold erworben und dies in ihrer Bilanz erfasst. Ein in Deutschland ansässiger Gesellschafter machte 
demgegenüber in seiner Steuererklärung einen negativen Progressionsvorbehalt dadurch geltend, dass er sein Beteiligungser-
gebnis im Wege der Einnahmen-Überschussrechnung ermittelte.

[Thema: Einkommensteuer]

Steuerneutrales Ausscheiden eines Mitunternehmers 
	 bei Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern auf dessen Ein-Mann-GmbH & Co. KG
Bei der Überführung eines Wirtschaftsguts von einem Betriebsvermögen in ein anderes Betriebsvermögen desselben Steuerzah-

lers hat die Überführung zwingend zu Buchwerten zu erfolgen (Buchwertübertragung), sofern die Besteuerung der stillen 
Reserven (später) sichergestellt ist. Die Buchwertübertragung gilt auch für die Überführung von Wirtschaftsgütern aus einem 
Betriebsvermögen des Steuerzahlers in dessen Sonderbetriebsvermögen bei einer Mitunternehmerschaft oder umgekehrt sowie 
für die Überführung von Wirtschaftsgütern zwischen verschiedenen Sonderbetriebsvermögen desselben Steuerzahlers bei 
verschiedenen Mitunternehmerschaften.

Das Finanzgericht Düsseldorf ist der Auffassung, dass die gesetzliche Norm eine Regelungslücke enthält, weil die Norm die 
Übertragung von Wirtschaftsgütern aus dem Gesamthandsvermögen einer Mitunternehmerschaft in das Gesamthandsvermö-
gen einer Ein-Mann-GmbH & Co. KG ihres (ausscheidenden) Mitunternehmers nicht erfasst und entschied: Bei dem Aus-
scheiden eines Mitunternehmers aus einer Personengesellschaft gegen Sachwertabfindung in Form der Übertragung einzelner 
Wirtschaftsgüter in das Gesamthandsvermögen einer Ein-Mann-GmbH & Co. KG, an deren Vermögen und Gewinn nur der 
ausscheidende Mitunternehmer beteiligt ist, entstehen weder ein Veräußerungsgewinn auf Ebene des Ausscheidenden noch 
ein laufender Gewinn auf Ebene der Personengesellschaft. Diese Umstrukturierungsvorgänge sind folglich steuerneutral zu 
behandeln.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG
MandantenBrief_8

August_2015

S
e

ite
_5

zu
rü

c
k_

IN
H

A
LT



[Thema: Einkommensteuer]

Feststellung eines Verlustvortrags ohne Zugrundelegung eines Einkommensteuerbescheids 
	 bei unterlassener Veranlagung möglich
Eine Studentin, die nicht zur Abgabe von Steuererklärungen verpflichtet war, erklärte in den Einkommensteuererklärungen 

2005 bis 2007, die sie erst im Jahr 2012 beim Finanzamt einreichte, Aufwendungen für ihr Studium als vorweggenommene 
Werbungskosten ihrer künftigen Arbeitnehmertätigkeit. Das Finanzamt lehnte die Einkommensteuerveranlagungen ab, weil 
die Steuererklärungen nicht innerhalb von vier Jahren nach Ablauf des Veranlagungszeitraums eingereicht worden waren und 
deswegen Festsetzungsverjährung eingetreten war. Die Steuererklärung 2007 hätte beispielsweise bis zum 31.12.2011 beim 
Finanzamt eingehen müssen.

Der Bundesfinanzhof entschied aber zugunsten der Studentin. Die Einkommensteuerveranlagungen durften  zwar nicht mehr 
durchgeführt werden, aber die entstandenen Studiumskosten konnten trotzdem noch für 2005 bis 2007 als Verlustvortrag 
in gesonderten Bescheiden festgestellt werden. Für den Verlustvortrag gilt in den Fällen, in denen der Steuerzahler nicht zur 
Abgabe von Steuererklärungen verpflichtet ist (sog. Antragsveranlagung), in Summe eine Verjährungsfrist von sieben Jahren. 
Die Studentin konnte die jetzt festgestellten Verlustvorträge mit ihren späteren positiven Einkünften steuermindernd verrech-
nen.

HINWEIS: Zurzeit gibt es Bestrebungen des Gesetzgebers dieses Urteil außer Kraft zu setzen. Sollte es Bestand haben, können 
bis Ende 2015 vorweggenommene Werbungskosten, insbesondere Kosten eines Studiums, noch für Jahre ab 2008 geltend 
gemacht und ein Bescheid über die Feststellung eines Verlustvortrags beantragt werden, wenn für die Jahre keine Einkom-
mensteuererklärung abzugeben war. Das Finanzamt wird entsprechende Anträge bei Aufwendungen für ein Erststudium zwar 
wegen einer für die Steuerzahler ungünstigen Gesetzesänderung ablehnen. Hiergegen sollte unter Hinweis auf die ungeklärte 
Frage der Verfassungsmäßigkeit der Gesetzesänderung Einspruch eingelegt werden, der dann bis zur Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts ruht.

[Thema: Einkommensteuer]

Zweijährige Gültigkeit von Freibeträgen im Lohnsteuerermäßigungsverfahren
Das Bundesministerium der Finanzen hat als Starttermin für das Verfahren der zweijährigen Gültigkeit von Freibeträgen im 

Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren den 1. Oktober 2015 festgelegt.
Ab diesem Zeitpunkt können Arbeitnehmer den Antrag auf Bildung eines Freibetrags für einen Zeitraum von längstens zwei 

Kalenderjahren mit Wirkung ab dem 1. Januar 2016 bei ihrem Wohnsitzfinanzamt stellen.

[Thema: Einkommensteuer]

Kindergeldanspruch wegen Beschäftigungslosigkeit eines selbstständig tätigen Kindes
Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet hat, besteht unter bestimmten Voraussetzungen ein Kin-

dergeldanspruch. Dies ist dann der Fall, wenn das Kind nicht in einem Beschäftigungsverhältnis steht und bei der Agentur für 
Arbeit im Inland als arbeitsuchend gemeldet ist.

Der Bundesfinanzhof hat dazu entschieden, dass eine Beschäftigungslosigkeit auch dann vorliegt, wenn das Kind selbststän-
dig tätig ist, aber nur gelegentlich und weniger als 15 Stunden wöchentlich arbeitet. Dies gilt auch dann, wenn die aus der 
Tätigkeit erzielten Einkünfte die so genannte Geringfügigkeitsgrenze im Sinne des Sozialgesetzbuches nicht übersteigen.
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[Thema: Einkommensteuer]

Abzug von Kinderbetreuungskosten für eine geringfügig beschäftigte Betreuungsperson 
	 nur bei Zahlung auf ein Empfängerkonto
Für den Abzug von Kinderbetreuungskosten ist Voraussetzung, dass die Aufwendungen durch Vorlage einer Rechnung nachge-

wiesen werden können und die Zahlungen auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgt sind. Diese Nachweise muss der 
Steuerzahler aber nur vorlegen, wenn das Finanzamt ihn hierzu ausdrücklich auffordert.

Die verheirateten Kläger waren in den Streitjahren 2009 und 2010 beide berufstätig. Zur Betreuung ihres dreijährigen Sohnes 
beschäftigte ein Ehepaar (beide Ehegatten waren berufstätig) eine Teilzeitkraft für ein monatliches Gehalt von 300 €. Das 
Gehalt wurde ausschließlich in bar gezahlt. Das Ehepaar machte den Abzug von 2/3 der Kinderbetreuungskosten in der Ein-
kommensteuererklärung geltend. 

Der Bundesfinanzhof hat klar gestellt, dass solche Aufwendungen nur dann steuerlich berücksichtigt werden können, wenn die 
Zahlungen nicht in bar, sondern auf ein Konto der Betreuungsperson erbracht worden sind. Dies galt auch schon für Auf-
wendungen vor 2012.

HINWEIS: Die gesetzlich vorgeschriebene Rechnung kann durch andere Dokumente ersetzt werden. An der Art der Zahlung durch 
Überweisung ändert dies aber nichts. Bei anderen Gutschriften auf das Betreuerkonto (Lastschriftverfahren, Onlinebanking, 
Verrechnungsschecks oder Electronic-Cash-Verfahren) gelten besondere Nachweisanforderungen.

[Thema: Einkommensteuer]

Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für die Erneuerung einer Einbauküche 
	 in einer vermieteten Wohnung
Das SchleswigHolsteinische Finanzgericht hat entschieden, dass eine Einbauküche grundsätzlich nicht einheitlich als Sachge-

samtheit zu erfassen ist. Es sind die Einzelbestandteile zu bewerten.
Für die Praxis hat das Urteil folgende Auswirkungen:
Herd und Spüle sind unselbstständige Gebäudebestandteile. Lässt der Vermieter Herd und Spüle erstmals einbauen, liegen Her-

stellungskosten des Gebäudes vor. Die Aufwendungen sind über die zeitanteilige Abschreibung zu berücksichtigen. Werden 
Herd und Spüle ersetzt, so führt dies in der Regel zu sofort als Werbungskosten zu berücksichtigendem Erhaltungsaufwand.

Aufwendungen für austauschbare Elektrogeräte (z. B. Kühlschränke, Dunstabzugshauben) sowie für die übrigen Einbaumöbel 
sind über die Abschreibung als Werbungskosten zu berücksichtigen. Für die Höhe der Abschreibung ist die betriebsgewöhnli-
che Nutzungsdauer maßgebend. Sollte der Wert des einzelnen Gerätes geringer als 410 € (netto) sein, liegt ein geringwertiges 
Wirtschaftsgut vor. Dann ist die Sofortabschreibung im Jahr der Anschaffung möglich. Bei einer umsatzsteuerfreien Vermie-
tung ohne Vorsteuerabzugsberechtigung liegt bis zu einem Bruttowert von 487,90 € ein geringwertiges Wirtschaftsgut vor.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
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[Thema: Umsatzsteuer]

Pflicht zur elektronischen Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen
Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen seit 2005 elektronisch übertragen werden. Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte bereits im 

Jahr 2012 klar gestellt, dass die Verpflichtung zur elektronischen Abgabe von Umsatzsteuer-Voranmeldungen verfassungsge-
mäß ist.

Aus diesem Grund wies das Gericht eine Beschwerde wegen Nichtzulassung der Revision zurück. Eine Steuerzahlerin war trotz 
BFH-Urteils davon ausgegangen, dass die Frage jetzt wieder von grundsätzlicher Bedeutung war. Sie verwies dazu auf die 
„NSA-Affäre” und die „Datensicherheit im Internet” sowie darauf, dass „das Steuergeheimnis durch eine zwangsweise Über-
tragung auf elektronischem Wege nicht gewahrt” sei, während der „Transportweg von Briefen” durch das Postgeheimnis 
geschützt sei. Die „Verschlüsselungstechnik” sei „für einen Fachmann kein unlösbares Problem”. Das Steuergeheimnis gelte 
aber auch gegenüber „Fachmännern der IT-Branche”.

[Thema: Grunderwerbsteuer]

Anrechnung der Bemessungsgrundlage für vorangegangenen Grundstückserwerb 
	 vom Gesellschafter auf Grunderwerbsteuer wegen Gesellschafterwechsels 
	 trotz Nichterhebung der Grunderwerbsteuer
Ändert sich innerhalb von fünf Jahren der Gesellschafterbestand einer grundstücksbesitzenden Personengesellschaft zu min-

destens 95 %, löst der Gesellschafterwechsel Grunderwerbsteuer aus. Hat die Personengesellschaft vor dem Gesellschafter-
wechsel ein Grundstück von einem ihrer Gesellschafter erworben, so wird auf die Bemessungsgrundlage für die durch den 
Gesellschafterwechsel ausgelöste Grunderwerbsteuer die Bemessungsgrundlage für den vorangegangenen Grundstückserwerb 
angerechnet, falls für diesen Erwerb Grunderwerbsteuer anfällt. Damit soll eine Doppelerhebung von Grunderwerbsteuer 
vermieden werden.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Anrechnung auch dann erfolgt, wenn Grunderwerbsteuer für den Grundstückser-
werb durch die Personengesellschaft nicht festgesetzt und erhoben wurde. Entscheidend und ausreichend für die Anrechnung 
ist, dass bei zutreffender Beurteilung Grunderwerbsteuer festzusetzen gewesen wäre.

[Thema: Umsatzsteuer]

Umsatzsteuerfreie Lieferung im Rahmen eines Reihengeschäfts
Bei einem Reihengeschäft schließen mehrere Unternehmer über denselben Gegenstand Umsatzgeschäfte ab (A verkauft an B. 

B weiter an C). Wird der Gegenstand dabei vom ersten Verkäufer direkt zum letzten Erwerber transportiert (also von A zu 
C), liegen diesem Transportvorgang zwei Umsatzgeschäfte (Lieferungen) zu Grunde. Die Warenbewegung muss einem dieser 
Geschäfte zugeordnet werden. Denn nur eine bewegte Lieferung kann gegebenenfalls als innergemeinschaftliche Lieferung 
oder Ausfuhrlieferung steuerfrei sein.

Für die Zuordnung kommt es nicht auf die Erteilung des Transportauftrags an. Grundsätzlich ist die erste Lieferung (von A an 
B) steuerfrei. Anders ist es jedoch, wenn B dem C bereits Verfügungsmacht an der Ware verschafft hat, bevor die Ware das 
Inland verlassen hat. Das ist aufgrund der objektiven Umstände des Einzelfalls und nicht lediglich anhand der Erklärungen 
der Beteiligten zu prüfen.

HINWEIS: Ein inländischer Unternehmer sollte sich von seinem ausländischen Abnehmer versichern lassen, dass dieser die Ver-
fügungsmacht nicht auf einen Dritten überträgt, bevor der Gegenstand der Lieferung das Inland verlassen hat. Verstößt der 
ausländische Abnehmer gegen diese Versicherung, kommt die Gewährung von Vertrauensschutz für den inländischen Unter-
nehmer in Betracht.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Umsatzsteuer]

Vorsteuerabzugsberechtigung einer Einzelperson besteht schon vor Gründung 
	 einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft
Auch bei einer Ein-Mann-Kapitalgesellschaft steht dem Gesellschafter bereits ein Vorsteuerabzug aus den Gründungskosten zu. 

Allerdings muss erkennbar die Absicht bestanden haben, mit der Ein-Mann-Gesellschaft umsatzsteuerpflichtige Umsätze zu 
erzielen.

Der Umstand, dass zu keinem Zeitpunkt umsatzsteuerpflichtige Ausgangsumsätze getätigt wurden, steht dem Anspruch auf 
Vorsteuerabzug nicht entgegen. Selbst wenn es tatsächlich nicht zur Gründung der Ein-Mann-Kapitalgesellschaft gekommen 
ist, besteht die Vorsteuerabzugsberechtigung.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.
(QUELLE: Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf)
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[Thema: Grunderwerbsteuer]

Wegfall der Grunderwerbsteuervergünstigung bei Übertragung des Anteils 
	 an einer Personengesellschaft auf eine Kapitalgesellschaft innerhalb von fünf Jahren
Wird ein Grundstück von einer Personengesellschaft auf eine andere Personengesellschaft übertragen, so fällt Grunderwerb-

steuer nicht an, soweit an der übertragenden und übernehmenden Personengesellschaft dieselben Personen in demselben 
Verhältnis beteiligt sind. Gleiches gilt, soweit an der übernehmenden Personengesellschaft Ehegatten (Partner einer eingetra-
genen Lebenspartnerschaft) oder Personen, die in gerader Linie miteinander verwandt sind (z. B. Kinder), an der übertragen-
den Personengesellschaft beteiligt sind. Die Beteiligung des Gesellschafters an der übernehmenden Personengesellschaft darf 
sich jedoch innerhalb von fünf Jahren nach der Grundstücksübertragung nicht verringern. Soweit sie sich verringert, wird die 
Grunderwerbsteuer nacherhoben.

Der Anteil des Gesellschafters an der übernehmenden Personengesellschaft verringert sich auch, wenn er die Beteiligung ganz 
oder teilweise auf eine Kapitalgesellschaft (z. B. eine GmbH) überträgt. Dies gilt selbst dann, wenn der Personengesellschafter 
zu 100 % an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist. Die Beteiligung an der Kapitalgesellschaft ersetzt nicht die für die Nichter-
hebung der Grunderwerbsteuer notwendige Beteiligung an der Personengesellschaft.

(QUELLE: Urteil des Bundesfinanzhofs)

[Thema: Arbeitsrecht]

Ermittlung der angemessenen Eigenkapitalverzinsung 
	 bei Prüfung der Anpassung einer Betriebsrente
Arbeitgeber haben alle drei Jahre eine Anpassung der laufenden Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu prüfen und 

hierüber nach billigem Ermessen zu entscheiden. Dabei sind insbesondere die Belange des Versorgungsempfängers und die 
wirtschaftliche Lage des Arbeitgebers zu berücksichtigen. Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Anpassung der Betriebsren-
te entfällt, wenn er keine angemessene Eigenkapitalverzinsung erwirtschaftet oder wenn das Unternehmen nicht mehr über 
genügend Eigenkapital verfügt.

Das Bundesarbeitsgericht hat nun entschieden, dass Ausgangspunkt für die Beurteilung einer angemessenen Eigenkapitalver-
zinsung der Zinssatz der Anleihen der öffentlichen Hand ist und sich nicht nach anderen Rechtsvorschriften richtet. Hinzu 
komme ein Risikozuschlag von 2 %, mit dem das unternehmerische Risiko berücksichtigt werde.

Sofern die Eigenkapitalverzinsung des Arbeitgebers über der angemessenen Eigenkapitalverzinsung liege, sei er verpflichtet, 
nach billigem Ermessen über eine Betriebsrentenanpassung zu entscheiden. Ein von dem Arbeitgeber in dem Betrachtungs-
zeitraum etwa vorgenommener Arbeitsplatzabbau ändere hieran nichts, weil er nicht zwingend auf eine schlechte wirtschaft-
liche Lage des Unternehmens schließen lasse. Auch stellte das Gericht klar, dass der Arbeitgeber nicht dadurch von seiner 
Verpflichtung frei wird, dass er auf eine schlechte wirtschaftliche Lage einer Muttergesellschaft oder Konzernobergesellschaft 
verweist. Dies gelte jedenfalls dann, wenn sich die Insolvenz dieser Gesellschaften zum Anpassungsstichtag noch nicht zu 
einer konkreten Gefahr verdichtet habe.

[Thema: Arbeitsrecht]

Sachgrundlose Befristung von Arbeitsverhältnissen mit älteren Arbeitnehmern zulässig
Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass Arbeitsverhältnisse von Arbeitnehmern, die das 52. Lebensjahr vollendet haben, 

unter bestimmten Voraussetzungen befristet werden dürfen, ohne dass für die Befristung ein sachlicher Grund vorliegen 
muss. Die entsprechende Vorschrift verstößt nach Ansicht des Gerichts, jedenfalls soweit es um deren erstmalige Anwendung 
zwischen denselben Vertragsparteien geht, weder gegen Recht der Europäischen Union noch gegen Verfassungsrecht.

Geklagt hatte eine Arbeitnehmerin, die von der beklagten Stadt mehrfach im Rahmen befristeter Arbeitsverträge beschäftigt 
worden und anschließend über sechs Monate arbeitslos war. Nachdem ein weiterer, auf die Dauer von 16 Monaten befristeter 
Arbeitsvertrag mit der Stadt abgelaufen war, klagte die Arbeitnehmerin auf Feststellung eines fortbestehenden Arbeitsver-
hältnisses. Sie berief sich darauf, die der Befristung zu Grunde liegende Regelung verstoße gegen das im europäischen Recht 
verankerte Verbot der Altersdiskriminierung sowie gegen nationales Verfassungsrecht.

Dies sahen alle Instanzen einschließlich des Bundesarbeitsgerichts anders. Letzteres verwies darauf, dass nach der einschlägi-
gen gesetzlichen Vorschrift eine kalendermäßige Befristung ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes bis zu einer Dauer von 
fünf Jahren zulässig ist, wenn der Arbeitnehmer bei Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses das 52. Lebensjahr vollendet 
hat und unmittelbar vor Beginn des befristeten Arbeitsverhältnisses mindestens vier Monate beschäftigungslos gewesen ist. 
Diese Voraussetzungen hätten bei der Arbeitnehmerin vorgelegen. Die genannte Vorschrift sei sowohl mit europäischem 
Recht, als auch mit nationalem Verfassungsrecht vereinbar, weil mit ihr erreicht werde, dass ältere Arbeitnehmer größere 
Chancen hätten, im Rahmen befristeter Arbeitsverhältnisse eingestellt zu werden.

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG
MandantenBrief_8

August_2015

S
e

ite
_9

zu
rü

c
k_

IN
H

A
LT



[Thema: Arbeitsrecht]

Staffelung der Urlaubstage nach Alter ist zulässig
Gewährt ein Arbeitgeber älteren Arbeitnehmern jährlich mehr Urlaubstage als den jüngeren, kann diese unterschiedliche Be-

handlung wegen des Alters unter dem Gesichtspunkt des Schutzes älterer Beschäftigter zulässig sein.
Bei der Prüfung, ob eine solche vom Arbeitgeber freiwillig begründete Urlaubsregelung dem Schutz älterer Beschäftigter dient 

und geeignet, erforderlich und angemessen ist, steht dem Arbeitgeber ein auf die konkrete Situation in seinem Unternehmen 
bezogener weitgehender Gestaltungs- und Ermessensspielraum zu.

(QUELLE: Urteil des Bundesarbeitsgerichts)

[Thema: Mieter, Vermieter]

Vermieter müssen Trinkwasser kontrollieren
Legionellen im Trinkwasser können schwerwiegende gesundheitliche 

Folgen haben. Kommt der Vermieter seiner Kontrollpflicht nicht 
nach, kann er für verunreinigtes Wasser haftbar gemacht werden. 
Diese Auffassung hat der Bundesgerichtshof vertreten, nachdem ein 
Mieter wegen der Legionellenbelastung im Wasser den Vermieter auf 
Schadensersatz verklagt hatte.

Der Mieter erkrankte an einer von Legionellen hervorgerufenen Lun-
genentzündung. Ein Gutachter stellte in der Wohnung sowie im 
Keller eine starke Kontamination des Wassers mit Legionellen fest. 
Daraufhin verklagte der Mieter den Vermieter auf Schadensersatz 
und Schmerzensgeld. Er warf dem Vermieter vor, seiner Kontroll-
pflicht nicht ausreichend nachgekommen zu sein.

Während die Vorinstanzen die Klage abgewiesen hatten, hob der Bun-
desgerichtshof die vorherigen Entscheidungen auf und verwies den 
Rechtsstreit an die Vorinstanz zurück. Das Gericht vertritt die Auf-
fassung, dass ein Vermieter zwar erst seit der Novelle der Trinkwas-
serverordnung von Ende 2011 gesetzlich verpflichtet ist, das Trink-
wasser regelmäßig auf Legionellen untersuchen zu lassen. Dennoch 
käme ein Pflichtverstoß des Vermieters unter dem Gesichtspunkt der 
Verletzung der Verkehrssicherungspflicht in Betracht. Die Vorinstanz 
muss nun erneut über den Fall entscheiden, denn diese hat unter 
anderem einen zu hohen Maßstab angelegt, ob die Erkrankung tat-
sächlich durch das verunreinigte Wasser verursacht worden ist.

[Thema: Mieter, Vermieter]

Fristlose Wohnraumkündigung bei Verweigerung von Instandsetzungsarbeiten
Der Vermieter kann einem Mieter fristlos kündigen, wenn dieser den Zutritt zur Wohnung für dringend erforderliche Instandset-

zungsmaßnahmen verweigert. Der Vermieter muss in solchen Fällen nicht den Mieter zunächst im Wege einer Duldungsklage 
auf Zutritt zur Wohnung verklagen. Diese Entscheidung hat der Bundesgerichtshof getroffen.

Im entschiedenen Fall stellte der Vermieter in seinem Mehrfamilienhaus Hausschwamm fest. Damit Notmaßnahmen durchge-
führt werden konnten, zog der Mieter in ein Hotel. Nach Beendigung der Arbeiten konnte er die Wohnung wieder beziehen. 
Als weitere Sanierungsmaßnahmen erfolgen sollten, verweigerte der Mieter den Zutritt zur Wohnung. Der Vermieter kündigte 
daraufhin das Mietverhältnis fristlos. Erst nach Erlass einer einstweiligen Verfügung auf Zutritt zur Wohnung gewährte der 
Mieter Einlass für weitere Maßnahmen. Nachdem der Mieter im Folgenden den Zugang zu einem Kellerraum zwecks Durch-
führung von Installationsarbeiten verweigerte, sprach der Vermieter erneut eine fristlose Kündigung aus. Hiergegen klagte der 
Mieter.

Das Gericht gab dem Vermieter Recht. Dieser sei berechtigt, fristlos zu kündigen, wenn ihm unter Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalls die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht mehr zumutbar sei. Es müsse berücksichtigt werden, 
dass Modernisierungs und Instandsetzungsmaßnahmen für die Erhaltung eines Mietobjekts und dessen wirtschaftlichen Wert 
von wesentlicher Bedeutung sein können, so dass ein erhebliches Interesse an der alsbaldigen Durchführung der Sanierungs-
maßnahmen bestehe. Der Vermieter müsse in einem solchen Fall den Mieter vorab nicht auf Zutritt zur Wohnung verklagen. 
Das Gericht hat die Sache an die Vorinstanz zur weiteren Sachverhaltsaufklärung zurückverwiesen. Die endgültige Entschei-
dung bleibt abzuwarten.
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[Thema: Zivilrecht]

Wirksamkeit von Kundenschutzklauseln zwischen einer GmbH 
	 und einem ihrer Gesellschafter bei Ausscheiden aus der Gesellschaft
Kundenschutzklauseln, die zwischen einer GmbH und einem ihrer Gesellschafter anlässlich des Ausscheidens aus der Gesellschaft 

vereinbart werden, sind nichtig, wenn sie in zeitlicher Hinsicht das notwendige Maß übersteigen, das in der Regel zwei Jahre 
beträgt.

Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. Das Gericht bestätigte damit seine ständige Rechtsprechung, nach der nachvertrag-
liche Wettbewerbsverbote mit Rücksicht auf die grundgesetzlich geschützte Berufsausübungsfreiheit nur dann gerechtfertigt 
und nicht sittenwidrig sind, wenn und soweit sie notwendig sind, um einen Vertragspartner vor einer illoyalen Verwertung 
der Erfolge seiner Arbeit durch den anderen Vertragspartner zu schützen. Sie sind nur wirksam, wenn sie in räumlicher, ge-
genständlicher und zeitlicher Hinsicht das notwendige Maß nicht überschreiten.

Die im entschiedenen Fall vereinbarte Dauer des Wettbewerbsverbots von fünf Jahren überschritt das zum Schutz des Vertrags-
partners erforderliche Maß deutlich.

[Thema: Zivilrecht]

Auslegung einer Erbverzichtserklärung
Die Auslegung einer Erbverzichtserklärung kann ergeben, dass sich der Verzicht nicht nur auf ein etwaiges gesetzliches Erb- 

und Pflichtteilsrecht, sondern auch auf eine Erbeinsetzung bezieht. Wenn die Parteien des Verzichtsvertrags nichts anderes 
bestimmen, erstreckt sich der Zuwendungsverzicht auch auf die Abkömmlinge des Verzichtenden. Die Bindungswirkung eines 
gemeinschaftlichen Testaments kann sich auf den zugewandten und den durch Zuwendungsverzicht angewachsenen Erbteil 
erstrecken.

(Quelle: Beschluss des Oberlandesgerichts Hamm)

[Thema: Zivilrecht]

Hinterbliebenenrente: Verdacht auf Versorgungsehe
Ein Anspruch auf Witwenrente oder Witwerrente besteht nicht, wenn die Ehe nicht mindestens ein Jahr gedauert hat. Das gilt 

nicht, wenn nach den besonderen Umständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass der alleinige oder über-
wiegende Zweck der Heirat die Begründung eines Anspruchs auf Hinterbliebenenversorgung war.

Als besondere Umstände kommen in Betracht:
	 • der nicht vorhersehbare Tod des Ehepartners,
	 • die Nachholung einer nach ausländischem Recht gültig geschlossener Ehe, die nach deutschem Recht nicht gültig war,
	 • das Vorhandensein gemeinsamer leiblicher Kinder,
	 • das Vorliegen einer Schwangerschaft,
	 • die Erziehung eines minderjährigen Kindes des Verstorbenen durch den Hinterbliebenen,
	 • eine Heirat zur Sicherung der erforderlichen Betreuung oder Pflege des anderen Ehegatten.

Dabei sind sämtliche Umstände des Einzelfalls zu berücksichtigen. Letztlich ist maßgeblich, ob bei einer Gesamtschau der zur 
Eheschließung führenden Motive zumindest für einen der beiden Ehegatten die vom Gesetz hinsichtlich der Eheschließung 
widerlegbar vermutete Versorgungsabsicht erkennbar keine bzw. jedenfalls nicht die überwiegende Rolle gespielt hat.

Unter Anwendung dieser Kriterien hat das Landessozialgericht Hessen den Anspruch auf Gewährung einer Witwerrente in einem 
Fall zurückgewiesen, in dem die Ehe nur knapp sieben Monate gedauert hat und bereits bei Eheschließung eine schwere, 
offenkundig lebensbedrohliche Erkrankung der versicherten Ehefrau mit ungünstiger Verlaufsprognose bestand.

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG
MandantenBrief_8

August_2015

S
e

ite
_1

1

zu
rü

c
k_

IN
H

A
LT



Impressum

MandantenBrief_8
August_2015*

Steuerberatungsgesellschaft mbH u. Co. KG

V.i.S.d.P.:
Herr Michael Mieschala, Chefredaktion
Bilder und Layout: www.michael-jaugstetter.com, Augsburg & Wien

Copyright:
Alle Artikel und Bilder sind urheberrechtlich geschützt. Abdruck ganzer oder 
Auszüge der Artikel oder Verwendung der Bilder nur nach vorhergehender 
schriftlicher Genehmigung.

Haftung:
Wir übernehmen keine Haftung für mündlich oder telefonisch erteilte Auskünfte. 
Wir sind ausschließlich auf Basis unserer aktuellen Allgemeinen Auftragsbedin-
gungen tätig.

www.schildundpartner.de/aab.pdf

HINWEIS ZUM BUNDESDATENSCHUTZGESETZ

Wir weisen Sie darauf hin, dass Ihre personenbezogenen Daten gemäß den
Vorschriften des BDSG von uns erhoben, genutzt und gespeichert werden.

* Urlaub mit Kultur? Industriekultur? Dann auf nach NRW. In der Zeche Zoll-
verein, Essen, kann man viel Rost, Eisen und Beton entdecken. Und, ja, wie man 
früher Stahl gegossen hat, natürlich auch. 

Sitz
Dr.-Gessler-Str. 6
93051	 Regensburg
Telefon	 0941 30748-0
Telefax	 0941 30748-40
info@schildundpartner.de
www.schildundpartner.de

Zweigniederlassungen
Friedrich-Ebert-Str. 57
92421	 Schwandorf
Telefon	 09431 3790-0
Telefax	 09431 3790-20
Leiter	 Dipl.-Kfm. Gerd Eichinger, StB

Industriestraße 6e
92431	 Neunburg vorm Wald
Telefon	 09672 9229-0
Telefax	 09672 9229-44
Leiter	 Karin Fischer, StB (§ 58 StBerG)
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Dipl.-Kffr. Sonja Dietl, StBin
Dipl.-Kfm. Michael Mieschala, StB
Dipl.-Kffr. Silvia Reiser, WPin/StBin
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